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§ 1 Einleitung 

Den Verbänden des Arbeitslebens kommt in der Bundesrepublik Deutschland 
eine wichtige und im öffentlichen Leben weithin spürbare Bedeutung zu. Doku-
mentiert wird dies nicht allein, aber in besonders eindrucksvoller Weise durch 
das Spektakel, das die Tarifverhandlungen regelmäßig zu begleiten pflegt und 
in dessen Rahmen es vor allem in den letzten Jahren zu teilweise die Allgemeinheit 
empfindlich treffenden Arbeitskampfmaßnahmen gekommen ist. Darüber hinaus 
wirken die Verbände des Arbeitslebens jedoch auch in Bereichen, die der Öffent-
lichkeit nicht so häufig und eindrucksvoll vor Augen geführt werden, die aber 
für die Mitglieder dieser Verbände dennoch von großer Bedeutung sind. Genannt 
seien in diesem Zusammenhang insbesondere die Funktionen im Bereich der 
betrieblichen und überbetrieblichen Mitbestimmung, die Gewährung von Rechts-
schutz und die Prozeßvertretung für die Mitglieder sowie die Anhörung der 
Verbände im Gesetzgebungsverfahren und ihre Mitwirkung in Gremien I. 

Allerdings konnte sich der Gesetzgeber bislang nicht zum Erlaß eines Koali-
tionsgesetzes 2 entschließen. Aussichten, daß ein solches Vorhaben in nächster 
Zukunft realisiert werden könnte, bestehen wohl nicht 3• In einigen Rechtsstreitig-
keiten sah sich die Rechtsprechung aufgrund der gesetzgeberischen Enthaltsam-
keit mit der Aufgabe konfrontiert, im Zusammenhang mit gewerkschaftlichen 
Funktionen den gesetzlich nicht festgelegten Begriff der Gewerkschaft hinsicht-
lich seiner Merkmale näher zu präzisieren. Ergebnis dieser Bemühungen war 
eine Steigerung der von den Gewerkschaften zu erfüllenden Voraussetzungen, 
die ihren (vorläufigen) Schlußpunkt in der Einführung des Merkmals der Mächtig-
keit fand und im Ergebnis zu einem Zwei-Klassen-System von Arbeitnehmerver-
bänden 4 führte: Auf der einen Seite die etablierten "mächtigen" Großverbände, 
allen voran die DGB-Gewerkschaften, denen - unabhängig von ihrer konkreten 
Situation - alle vom Gesetz eingeräumten Gewerkschaftsrechte zugestanden 
werden; auf der anderen Seite die kleineren Verbände, denen unter Hinweis auf 
ihre fehlende "Mächtigkeit" nicht nur die Tariffähigkeit, sondern auch die anderen 
gewerkschaftlichen Funktionen, nämlich insbesondere gewerkschaftliche Rechte 

1 V gl. dazu insbesondere Drewes, Gewerkschaften, S. 30 ff.; Gießen, Gewerkschaften, 
S. 21 ff.; Hirsch, Funktionen, S. 158 ff.; Hueck / Nipperdey, ArbR 11 /1, § 11 V 
(S. 190 ff.). 

2 V gl. dazu Gerhardt, Das Koalitionsgesetz; die Frage eines Gewerkschaftsgesetzes 
erörterte auch Benda, Industrielle Herrschaft und sozialer Staat, S. 245 ff. 

3 So auch schon die Prognose von Gerhardt, Das Koalitionsgesetz, S. 312. 
4 Diese treffende Bezeichnung stammt von Seiter, AöR 109 (1984), S. 88 (110). 
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in der Betriebsverfassung 5 und die Prozeßvertretung ihrer Mitglieder vor den 
Landesarbeitsgerichten 6, vorenthalten werden. 

Beim Erfordernis der Mächtigkeit handelt es sich um eine nicht nur dem 
deutschen Recht eigentümliche Erscheinung. Eine Umschau in anderen Rechts-
ordnungen zeigt, daß das Merkmal der Mächtigkeit andernorts unter dem Begriff 
"Repräsentativität" in Erscheinung tritt? Seinen Ursprung hat das Merkmal der 
Repräsentativität vermutlich in der Verfahrensregelung, nach der die Arbeitneh-
mer- und Arbeitgeberverbände in den nationalen Delegationen für die Allgemei-
nen Konferenzen der Internationalen Arbeitsorganisation ernannt werden 8. 

In einer Zeit, in der die unter dem Leitbild einer Koalition von sozialdemokrati-
schen und christlich-demokratischen Gewerkschaften konzipierte Einheitsge-
werkschaft 9 ihre Unabhängigkeit mehr und mehr durch Parteinahme zugunsten 
einer politischen Richtung aufgibt lO, erweist sich die vorliegende Untersuchung 
als notwendig. Es geht um die Klärung der Frage, inwieweit auf das Merkmal 
der Verbandsmacht in einzelnen Vorschriften, die die Rechtsstellung der Gewerk-
schaften regeln, verzichtet und dadurch die Koalitionsfreiheit auch derjenigen 
Arbeitnehmer effektiv verwirklicht werden kann, die sich - aus welchen Grün-
den auch immer - nicht in den etablierten großen, sondern in kleineren Arbeit-
nehmervereinigungen organisieren. 

Im folgenden wird als Oberbegriff für Zusammenschlüsse von Arbeitnehmern 
allgemein der Begriff "Arbeitnehmervereinigung", für Zusammenschlüsse von 
Arbeitnehmern, deren Zielsetzung in der Wahrung und Förderung der Arbeits-
und Wirtschaftsbedingungen liegt, der Begriff "Koalition" bzw. "Berufsverband" 
und für tariffahige Zusammenschlüsse auf Arbeitnehmerseite der Begriff "Ge-
werkschaft" verwendet. 

5 Vgl. BAGE 23, 320 (324) = AP Nr. 2 zu § 97 ArbGG (unter 1). 
6 Vgl. z. B. BAGE 27, 92 = AP Nr. 24 zu Art. 9 GG; BAG AP Nr. 32 zu § 2 TVG. 
7 Vgl. dazu den rechtsvergleichenden Überblick bei Gamillscheg, in: Festschrift für 

Herschel, S. 99 (102 ff.); Levenbach, Rechtsvorschriften, S. 9 (71 ff.). 
8 Früher Art. 389, Abs. 3 von Teil XIII des Versailler Vertrages, heute Art. 3 Abs. 

5 der ILO-Verfassung, abgedruckt in UNYB 1946-47, S. 670 ff.; die deutsche Fassung 
ist abgedruckt bei Meissner, Dokumente, hrsg. von der Forschungsstelle für Völkerrecht 
und ausländisches öffentliches Recht der Universität Hamburg, Heft VII, Die Internatio-
nale Arbeitsorganisation (ILO), S. 35 ff. Vgl. dazu Gamillscheg, in: Festschrift für Her-
schel, S. 99 (102); Levenbach, Rechtsvorschriften, S. 9 (71 f.). 

9 Vgl. Hueckl Nipperdey, ArbR 11/ 1, § 11 I 10 (S. 175). 
10 Diese Entwicklung begann bereits im Bundestagswahlkampf des Jahres 1953 (vgl. 

dazu unten § 2 I 2) und setzte sich später verstärkt fort. Zur Entwicklung in den letzten 
Jahren Wilke, Einheitsgewerkschaft zwischen Demokratie und antifaschistischem Bünd-
nis, 1985. 



Teil 1 

Die verschiedenen Gewerkschaften 
in der Bundesrepublik Deutschland 

und ihre Ungleich behandlung durch den Staat 

§ 2 Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland 

I. Neugründung nach dem Zweiten Weltkrieg! 

1. Erste Anfänge: Entstehung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 

Nachdem in den Jahren nach 1933 die Koalitionsfreiheitvöllig beseitigt und 
jegliche gewerkschaftliche Betätigung unterdrückt worden war, bedurfte es nach 
dem totalen Zusammenbruch im Jahr 1945 eines umfassenden Neuaufbaus einer 
freien und demokratischen Gewerkschaftsbewegung. Die erste Phase war dadurch 
gekennzeichnet, daß die unter der Aufsicht der Besatzungsmächte errichteten 
Gewerkschaften zunächst auf die betriebliche Ebene beschränkt waren, da die 
Besatzungsmächte gegenüber jeder Form eines Zusammenschlusses aufgrund 
der Erfahrungen in der Vergangenheit erhebliches Mißtrauen an den Tag legten. 
Nach und nach wich dieses Mißtrauen und machte einer zunehmenden Toleranz 
Platz, so daß auf dem Münchener Gewerkschaftskongreß im Oktober 1949 die 
Gründung des Deutschen Gewerkschaftsbundes als Dachorganisation erfolgen 
konnte. Vereinigt wurden im DGB sechzehn nach dem Industrieverbandsprinzip 
organisierte Einzelgewerkschaften 2. 

2. Scheitern des Gedankens der Einheitsgewerkschaft 

Bei der Wiedererrichtung der Gewerkschaften nach 1945 gelang es allerdings 
nicht, den bereits vor dem Ersten Weltkrieg erörterten Gedanken der Einheitsge-
werkschaft 3 in reiner Form zu verwirklichen. Man war sich zwar damals darüber 

! Zu den Anfangen der Gewerkschaftsbewegung nach 1945 vgl. Hueck / Nipperdey, 
ArbR 11 /1, § 11 I 10 - 12 (S. 175 ff.); ]ühe / Niedenhoff / Pege, Gewerkschaften, S. 13 f.; 
B. Koch, Der Christliche Gewerkschaftsbund, S. 30 ff.; Limmer, Gewerkschaftsbewe-
gung, S. 71 f.; Schön, Arbeitskampfbereitschaft, S. 48 ff. 

2 Die Frage, inwieweit der Gedanke der Einheitsgewerkschaft in einer pluralistischen 
und demokratischen Gesellschaft überhaupt realisierbar ist, kann hier nicht näher unter-
sucht werden. 

3 Vgl. dazu Schön, Arbeitskampfbereitschaft, S. 36 f.; Thieringer, Gewerkschaften, 
S. 153 ff. 


